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Reisen in Europa 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 19. Juni 1984 namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Tourismus hat in Europa - auch historisch gesehen — eine weitaus 
größere Bedeutung als in allen anderen Regionen der Welt. Die 
Erleichterung des Reisens innerhalb Europas und nach Europa ist 
daher schon immer ein besonderes Anliegen der Bürger der euro-
päischen Länder und der Regierungen gewesen. 

Die Weltorganisation für Tourismus (WTO) schätzt für 1983 die 
Zahl der touristischen Reisen in allen europäischen Ländern auf 
über 1,7 Mrd., das sind etwa 53 % des weltweiten Tourismus. Das 
Volumen der internationalen, grenzüberschreitenden Reisen in 
Europa wird nach der gleichen Quelle auf knapp 200 Mio. 
geschätzt (etwa 70 % des internationalen Tourismus in der ganzen 
Welt). 

Derartige Zahlen können allerdings nur ein angenähertes Bild 
vom Umfang des Reisens in Europa vermitteln, weil die in den 
einzelnen Ländern nach unterschiedlichen Methoden ermittelten 
statistischen Daten nur unter erheblichen Vorbehalten addiert 
werden können. Vergleichbare Daten liegen insbesondere für 
Osteuropa nur spärlich vor. Unbestreitbar hat der Tourismus in 
Ost und West jedoch ein beachtliches Ausmaß erreicht. Länder 
wie Ungarn, Rumänien und Bulgarien sind zu nicht unbedeuten-
den Zielländern des Tourismus aus Westeuropa geworden. Auch 
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die Reisen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR sind der Zahl nach beachtlich, trotz der rigorosen Reise-
beschränkungen in der DDR. 

Besonders intensiv ist der Reiseverkehr zwischen den dem west-
europäischen Wirtschaftsraum zuzurechnenden Ländern. Schon 
kurz nach dem Zweiten Weltkrieg sind die wesentlichen Voraus-
setzungen für ein wieder ungehindertes Reisen über die Grenzen 
des eigenen Landes hinaus geschaffen worden. Dazu gehört 
neben der Gewährung der Freizügigkeit insbesondere die mög-
lichst uneingeschränkte Konvertibilität der Währungen. 

Nahezu alle diese Länder gehören der OECD an. Die OECD kann 
daher in ihren jährlichen Berichten zum Tourismus und zur 
Tourismuspolitik auch die Länder einbeziehen, die nicht der EG 
angehören, darunter vor allem Österreich, die Schweiz und — 
bisher noch — Spanien und Po rtugal. Die Veröffentlichungen der 
OECD machen die Bemühungen um eine Verbesserung der 
Bedingungen für touristisches Reisen und für Aufenthalte deut-
lich, ebenso auch die Berücksichtigung von Aspekten des 
Umweltschutzes und der Beschäftigungsbedingungen in der 
Fremdenverkehrswirtschaft. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat im Juli 
1982 eine Dokumentation unter dem Titel „Erste Überlegungen 
für eine Fremdenverkehrspolitik  der  Gemeinschaft" vorgelegt, 
die alle wesentlichen Maßnahmen zur Erleichterung des Reise-
verkehrs und zur Verbesserung der Bedingungen für die Frem-
denverkehrswirtschaft seit Entstehen der EG nachweist und frem-
denverkehrsrelevante Zukunftsaufgaben der Gemeinschaft be-
schreibt. Nachdem sich das Europäische Parlament im Dezember 
1983 dazu geäußert hat, hat der Ministerrat im April 1984 in einer 
Entschließung die Notwendigkeit betont, die „touristische Dimen-
sion" im Entscheidungsprozeß der Gemeinschaft stärker zu 
berücksichtigen und die Kommission aufgefordert, ihm nach Kon-
sultationen mit den Mitgliedstaaten Vorschläge im Bereich des 
Fremdenverkehrs zu unterbreiten. Beides zielt darauf hin, dem 
Tourismus als Integrationsfaktor in Europa noch mehr Bedeutung 
zu widmen. 

1. Wie hat sich der innereuropäische Tourismus seit 1970 entwickelt — 
wie der im EG-Raum einschließlich Spanien und Portugal? Wieweit 
besteht in der EG eine einheitliche Fremdenverkehrsstatistik? 

Die OECD hat seit über 20 Jahren Datenmaterial zusammenge-
stellt (teilweise Schätzungen), das für den Zeitraum 1970 bis 1982 
folgende Entwicklung bei den Übernachtungen im internatio-
nalen Reiseverkehr der europäischen OECD-Länder aufzeigt: 
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Übernachtungen im grenzüberschreitenden Reiseverkehr 

 -inMio. - 

Europäische Länder EG-Länder 
(einschließlich Spanien, Portugal) 

Veränderung in % 
gegenüber 1970 

Veränderung in % 
gegenüber 1970 

1970 455,3 — 	355,8 	— 
1975 529,5 + 16,3 	412,6 	+ 16,0 
1979 643,6 + 41,4 	523,3 	+ 47,1 
1982 675,8 + 48,4 	544,3 	+ 53,0 

Hiernach hat sich der starke Anstieg des grenzüberschreitenden 
Fremdenverkehrs, wie er in den 70er Jahren zu beobachten war, 
deutlich verlangsamt; es ist jedoch weiterhin mit einem positiven 
Wachstumstrend zu rechnen. 

Die Entwicklung in den EG-Ländern verlief ab 1975 günstiger. 
Eine einheitliche Fremdenverkehrsstatistik für den Bereich der 
EG besteht nicht. Eine Koordinierung nationaler Statistiken wird 
in erster Linie im Rahmen der OECD bet rieben; eine volle Ver-
gleichbarkeit wird aber auch dabei kaum zu erreichen sein. 

2. Wie hoch wird die Zahl der Arbeitsplätze geschätzt, die in der EG — 
einschließlich Spanien und Po rtugal — direkt oder indirekt vom 
Tourismus abhängig sind? 

Angaben über die Beschäftigung im Tourismus sind in den einzel-
nen europäischen Ländern kaum vergleichbar. Für den Hotel-
und Restaurationsbereich der europäischen Länder weist die 
OECD-Statistik im Zeitraum 1970 bis 1982 einen Anstieg der 
Beschäftigung von 2,5 Mio. auf 3,2 Mio. (+ 28 %) aus. Die  Kom-
mission  der Europäischen Gemeinschaften hat in ihren Ersten 
Überlegungen zur Fremdenverkehrspolitik der Gemeinschaft 
eine Schätzung angestellt, nach der gemeinschaftsweit im Frem-
denverkehr unmittelbar 4 Mio. Personen beschäftigt sind. Ein-
schließlich Spanien und Portugal dürften es mehr als 5 Mio. 
Beschäftigte sein. 

Geht man von ähnlichen Überlegungen aus, wie sie die Bundes-
regierung im Rahmen ihres tourismuspolitischen Programms 
(Drucksache 7/3840, S. 27) angestellt hat, und berücksichtigt, daß 
die mittelbare Abhängigkeit einzelner Wirtschaftszweige vom 
Tourismus seit 1975 eher noch zugenommen hat, dürften in der 
EG zuzüglich Spanien und Portugal insgesamt etwa 10 Mio. 
Arbeitsplätze direkt oder indirekt vom Tourismus abhängig sein. 
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3. Wie entwickeln sich die Reiseverkehrsdevisenbilanzen der euro-
päischen Länder, und in welchem Maß ist deren Impo rt  aus der 
Bundesrepublik Deutschland (bzw. unser Expo rt  in diese Länder) 
von deren Reisedeviseneinnahmen abhängig? 

Nach der OECD-Statistik haben sich die Reisedevisenbilanzen 
der europäischen Mitgliedsländer im Zeitraum 1970 bis 1982 
insgesamt wie folgt entwickelt: 

Jahr Ausgaben 	Einnahmen 
- in Mrd. US $ - 

Saldo 

1970 8,5 10,8 + 2,3 
1975 31,6 24,4 - 7,2 
1980 56,5 57,1 + 0,6 
1981 49,4 51,9 + 2,5 
1982 46,9 51,9 +5,0 

Diese Zahlen weisen auf die enge wirtschaft liche Verflechtung 
der mitteleuropäischen Länder hin und zeigen die Bedeutung des 
Tourismus im Rahmen der internationalen Arbeitsteilung. Abge-
sehen vom Jahre 1975 hat Europa insgesamt mehr Reisedevisen-
einnahmen erzielt, als Reisedevisen in den anderen Kontinenten 
von Europäern ausgegeben wurden. Europa stellt auch für den 
außereuropäischen Bereich ein attraktives Reiseziel dar. Sowohl 
Ausgaben als auch Einnahmen spiegeln die dynamische Entwick-
lung wider. Die geringen Differenzen zwischen Einnahmen und 
Ausgaben weisen darauf hin, daß sich der Tourismus ganz über-
wiegend zwischen den europäischen Ländern vollzieht. 

Im Reiseverkehr der Deutschen weist die Statistik der Deutschen 
Bundesbank für den gleichen Zeitraum jährliche Defizite aus, die 
von 5,3 Mrd. DM (1970) auf 26,2 Mrd. DM im Jahre 1982 anstie-
gen (1983 = 24,4 Mrd. DM). Die Ausgaben im internationalen 
Reiseverkehr von 1970 bis 1982 überstiegen danach die Ein-
nahmen um über 200 Mrd. DM. 

Ein besonders qualitatives Gewicht haben die deutschen Reise-
ausgaben in den Ländern Österreich, Italien, Schweiz, Spanien 
und Frankreich, auf die in der Vergangenheit jährlich zwischen 
65 % und 70 % der gesamten Auslandsreiseausgaben der Deut-
schen entfielen (1983 rd. 25 Mrd. DM). 

Der Warenverkehr mit diesen Ländern erreichte 1983 rd. 27 % der 
Importe und 33 % der Expo rte der  Bundesrepublik - Deutschland. 

 Die hierbei von der deutschen Wirtschaft erzielten Überschüsse 
beliefen sich auf 31,3 Mrd. DM, das sind 75 % des Gesamtüber-
schusses im Warenverkehr mit allen Ländern. 

Im Reiseverkehr mit den vorgenannten fünf Ländern ergab sich 
dagegen 1983 ein Defizit von insgesamt 19,6 Mrd. DM (rd. 80 
des gesamten deutschen Reisebilanzdefizits). 
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4. Wann wird es einen Europareisepaß geben, und in welcher Weise 
kann er das Reisen mindestens innerhalb der EG erleichtern? Ist 
die Bundesregierung der Meinung, daß der Europapaß für den 
europäischen Bürger nur dann sinnvoll sein kann, wenn gleichzei-
tig die Grenzkontrollen an den Binnengrenzen ähnlich wie zwi-
schen den Benelux-Staaten gehandhabt werden, also auf S tich-
proben beschränkt werden? 

Die Bundesregierung kann gegenwärtig keinen genauen Zeit-
punkt für die Einführung des Europapasses in der Bundesrepublik 
Deutschland angeben. 

Die Ausgabe des Europapasses erfordert eine Änderung des Paß-
gesetzes. Der vom Bundeskabinett am 13. Juli 1983 verabschie-
dete Entwurf eines neuen Paßgesetzes ist im Hinblick auf die 
damals bereits zu erwartende Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz nicht dem Bundesrat 
zugeleitet worden. Gegenwärtig wird geprüft, ob unter Aufnahme 
von Gesichtspunkten aus dem o. a. Urteil und von Hinweisen der 
Datenschutzbeauftragten Regelungen im Sinne einer zusätzlichen 
Datenschutzfreundlichkeit in den Entwurf des Paßgesetzes aufge-
nommen werden sollen. Der Europapaß, der ebenso wie der neue 
Personalausweis fälschungssicher und automatisch lesbar gestal-
tet werden soll, wird zur Beschleunigung der Grenzkontrollen 
beitragen. Seine Einführung wird somit in jedem Fall für den 
europäischen Bürger sinnvoll sein. 

5. Was unternimmt die Bundesregierung, um die pedan tischen Kon-
trollen und Behinderungen, insbesondere von Busreisen, z. B. zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Frankreich abzu-
bauen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Kontrollen des grenz-
überschreitenden Kraftomnibusverkehrs in einigen europäischen 
Nachbarstaaten in jüngster Zeit verschärft wurden. Konkrete 
Sachverhalte, wonach die jewei lige Kontrolle unangemessen 
streng und zeitraubend durchgeführt wurde, liegen nicht vor. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß Kontrollen bei der 
Grenzabfertigung möglichst abgebaut werden sollen. Sie prüft 
gegenwärtig, welche Maßnahmen hierfür in Frage kommen. 

6. Welche Schritte gegenüber der britischen Regierung ist die Bun-
desregierung bereit zu unternehmen, um die schikanösen Einreise-
modalitäten für Busreisende beim Be treten britischen Bodens ab-
zustellen? 

Die Bundesregierung setzt sich sowohl in internationalen Gre-
mien wie auch in bilateralen Verhandlungen für den Abbau von 
unnötigen administrativen Hindernissen an den Grenzen ein. Dies 
gilt auch hinsichtlich des deutsch-britischen Straßenpersonenver-
kehrs mit Kraftomnibussen. Bei der letzten Sitzung der gemisch-
ten Kommission hat die britische Seite überzeugend dargelegt, 
daß die Bemühungen ihrer Regierung, zu einer verbesserten 
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Abfertigung der Fahrgäste in Dover zu kommen, bereits Früchte 
getragen hat. Die Bundesregierung wird weiter auf Verbesse-
rungen bei den Grenzabfertigungen drängen. 

7. Welche konkreten Maßnahmen bzw. Initiativen hat die Bundes-
regierung veranlaßt, um dem vom Bundeskanzler am 13. Oktober 
1982 angekündigten Ziel eines Abbaus der Grenzkontrollen näher-
zukommen? 

Die Bundesregierung hat seit der Regierungserklärung vom 
13. Oktober 1982 folgende Maßnahmen zur Erleichterung des 
Grenzübertritts an den Binnengrenzen der EG ergriffen: 

— Erprobung eines verbesserten Kontrollverfahrens ohne Warte-
zeiten an Straßenübergängen, 

— Erprobung gesonderter Abfertigung von EG-Bürgern im Flug-
verkehr auf dem Flughafen Frankfu rt  Rhein/Main, 

— Anerkennung von seit höchstens einem Jahr ungültig gewor-
denen Reisepässen und Kinderausweisen für den Grenzüber-
tritt, 

— erleichterte Ausstellung von Reiseausweisen als Paßersatz für 
unvorschriftsmäßig ausgewiesene Reisende, 

— Verbesserung des Kleinen Grenzverkehrs an der deutsch-nie-
derländischen Grenze durch uneingeschränkte Öffnung aller 
Grenzübergangsstellen mit Verkehrsstunden für Bewohner 
von Grenzgemeinden. Entsprechende Initiativen gibt es auch 
in bezug auf andere EG-Staaten. 

8. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß viele Reisende auf die 
Personalkontrollen an den Grenzübergängen mit erheblichem, für 
den Europagedanken abträglichen Unmut reagieren, und welche 
Schlußfolgerungen hat die Bundesregierung aus solchen Erkennt-
nissen gezogen? 

Um dem verständlichen Wunsch der Reisenden nach Erleich-
terung des Grenzübertritts entgegenzukommen, hat die Bundes-
regierung die in der Antwort zu Frage 7 aufgeführten Mali-
nahmen ergriffen.. 

9. Ist das vom Bundesministerium des Innern angekündigte „verbes

-

serte Kontrollverfahren an Straßenübergängen" bereits praktiziert 
worden, und zu welchen Ergebnissen hat dieses Verfahren ge-
führt? 

Das verbesserte Kontrollverfahren ohne Wartezeiten wird an 
sieben Straßenübergängen (Kupfermühle, Gronau, Elten–Auto-
bahn, Aachen-Nord–Autobahn, Echternacherbrück–Europa-
straße, Perl, Kehl–Europabrücke) erprobt. Die bisherigen Erfah-
rungen sind ermutigend. Selbst im Osterreiseverkehr konnten 
Stauungen vermieden werden. Wesentliche Sicherheitsverluste 
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sind — soweit bisher erkennbar — nicht eingetreten. Die Vorteile 
des Verfahrens können für Reisende nur dann voll wirksam wer-
den, wenn sich die Nachbarstaaten anschließen. Die endgültige 
Einführung setzt auch bauliche Verbesserungen an den Grenz-
übergangsstellen voraus. 

10. Hält es die Bundesregierung für wünschenswert und in Zusam-
menarbeit mit den anderen Staaten der Europäischen Gemein-
schaft für durchführbar, die Kontrollen von Reisenden an den 
Binnengrenzen der EG abzuschaffen und an die Außengrenzen zu 
verlegen? 

Die Abschaffung der Binnengrenzkontrollen ist nach Auffassung 
der Bundesregierung ein wichtiges Ziel der europäischen Integra-
tion. Ihre Verwirklichung setzt neben einer Verlagerung der Kon-
trollen an die Außengrenzen eine engere Zusammenarbeit der 
EG-Mitgliedstaaten in Fragen der inneren Sicherheit und der 
Ausländerpolitik sowie innerstaatlich entsprechende Rechtsände-
rungen voraus. Da hierbei Länderzuständigkeiten berührt wer-
den, sind Absprachen erforderlich. Im EG-Rahmen arbeitet die 
Bundesregierung an entsprechenden Initiativen konstruktiv mit. 
Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 7 hingewiesen. 

11. Was tut die Bundesregierung, um den Jugendaustausch und 
Jugendtourismus in Europa, insbesondere jedoch zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, zu fördern? 

Die Bundesregierung fördert den Jugendaustausch in Europa in 
erheblichem Umfang aus Mitteln des Bundesjugendplans, in 
erster Linie über Jugendverbände und zentrale Träger der 
Jugendarbeit. Mit den meisten Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft wurden bilaterale Absprachen zur gemeinsamen 
Unterstützung des Jugendaustauschs getroffen. An erster Stelle 
steht der Jugendaustausch mit Frankreich, dem sich das von 
beiden Regierungen getragene Deutsch-Französische Jugend-
werk widmet. 

Zur Unterstützung der Europäischen Jugendarbeit wirkt die Bun-
desregierung aktiv in den beiden Jugendeinrichtungen des 
Europarates mit, dem Europäischen Jugendzentrum und Europäi-
schen Jugendwerk in Straßburg. Die gegenwärtigen Bestrebun-
gen der Europäischen Gemeinschaften zur Intensivierung des 
Jugendaustauschs in Europa werden von der Bundesregierung 
unterstützt. Dem Jugendtourismus gelten eine Reihe von 
Fortbildungsmaßnahmen. 
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12. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Abstimmung der 
Ferienzeiten mit den europäischen Reisenachbarländern noch zu 
verbessern? 

Die Regelungen der Schulferien, von denen weitgehend die 
Betriebsferien der gewerblichen Wirtschaft abhängen, stellen 
einen besonders wichtigen Bestimmungsgrund für die zeitliche 
und regionale Verteilung der Urlauberströme dar. Eine weiter-
gehende Entzerrung der Ferientermine vor allem im Sommer 
kann daher maßgeblich zu einer Milderung der saisonalen 
Spitzenbelastungen der Verkehrswege sowie der Zielgebiete der 
Urlauber beitragen. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind durch das System der 
über eine Drei-Monats-Periode gestaffelten Sommerschulferien 
die Bedingungen für eine weitergehende Abstimmung mit unse-
ren europäischen Nachbarländern geschaffen worden. Eine Ver-
besserung der Abstimmungsmöglichkeiten setzt voraus, daß auch 
die unter touristischen Gesichtspunkten wesentlichen europä-
ischen Nachbarländer zu ähnlich elastischen Regelungen kom-
men. Bemühungen in dieser Richtung haben zu spürbaren Fo rt

-schritten geführt. 

Die Bundesregierung bemüht sich in den in Frage kommenden 
internationalen Gremien um weitere Verbesserungen. 

13. Was tut die Bundesregierung, um den Verkauf von unzulässigen 
Billigflugtickets im europäischen Raum abgestimmt zu be-
kämpfen? 

Der Bundesminister für Verkehr bekämpft den Schwarzmarkt mit 
sog. Billigflugscheinen mit allen ihm zur Verfügung stehenden 
personellen und rechtlichen Mitteln. 

Hierzu zählen u. a.: 

— Flugscheinkontrollen an Flughäfen, die im Rahmen der gegen-
über den Fluggesellschaften bestehenden Aufsichtsbefugnisse 
gemäß § 65 Abs. 1 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführt werden; 

— Auflagen zur Betriebsgenehmigung der Flugliniengesellschaf-
ten, u. a. Verbot von restriktiven Vermerken auf Flugscheinen, 
die die freie Übertragbarkeit einschränken; 

— Verfolgung von Tarifordnungswidrigkeiten durch das Luft-
fahrtbundesamt in Braunschweig; 

— verkehrsrechtliche Maßnahmen gegen solche Fluggesellschaf-
ten, die sich trotz wiederholter Verhängung von Bußgeldern 
weiterhin ordnungswidrig verhalten, notfalls Beschränkung 
von Verkehrsrechten. 

Darüber hinaus besteht seitens der für Luftfahrtangelegenheiten 
zuständigen Abteilung im Bundesministerium für Verkehr im 
Rahmen der europäischen Zivilluftfahrt-Konferenz (ECAC) sowie 
auch mit einzelnen Nachbarländern, hier insbesondere mit Öster- 
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reich, der Schweiz und Skandinavien, eine enge Zusammenarbeit 
zur Bekämpfung dieses internationalen und nicht nur in der Bun-
desrepub lik Deutschland bekannten Problems illegaler Tarif-
unterbietungen. 

14. Wie kann nach Meinung der Bundesregierung erreicht werden, 
daß deutsche Reiseunternehmer deutsche Reisebegleiter und -füh-
rer ungehindert z. B. auch in Griechenland und Spanien einsetzen 
können? 

 Wie in der Antwort der Bundesregierung vom 26. September 1983 
auf die Frage des Abg. Dr. Feldmann (Drucksache 10/436 Nr. 28) 
mitgeteilt wurde, ist die Bundesregierung zur Erleichterung der 
Tätigkeit von Reisebegleitern und Fremdenführern mit den 
betreffenden Zielländern im Gespräch. 

Die griechische Seite hat zugesagt, unsere Argumente zu prüfen. 

Ein Vorgehen auf EG-Ebene scheidet insofern aus, als es für 
diesen Bereich keine gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften gibt. 
Einziger Ansatzpunkt wäre daher der Nachweis der Diskriminie-
rung zwischen In- und Ausländern durch die nationale Gesetz-
gebung; dieser Nachweis konnte bisher nicht geführt werden. 

Auf Spanien wird EG-Recht erst nach dem Beitritt Anwendung 
finden. Die Bundesregierung ist bereit, konkret belegte Fälle an 
zuständiger Stelle zur Sprache zu bringen. 

15. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß Autobahngebühren 
das Reisen in Europa erschweren, und ist sie bereit, die Ankündi-
gung von Bundesverkehrsminister Dr. Dollinger zurückzunehmen, 
möglicherweise auch in der Bundesrepublik Deutschland eine 
solche Gebühr einzuführen? 

Die Bundesregierung hat mehrfach klargestellt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland auch weiterhin keine Autobahn-
gebühren erhoben werden.  

Ziel der Bundesregierung ist es, eine gesamteuropäische Lösung 
zu finden, die einen Verkehrsablauf frei von Grenz- und Zollkon-
trollen, Mautgebühren und Straßenverkehrsabgaben ermöglicht. 
Autobahngebühren passen zu einer solchen Zielsetzung nicht. 

16. Hat die Bundesregierung allen europäischen Urlaubsländern defi-
nitiv mitgeteilt, daß ab 1. Januar 1986 in der Bundesrepublik 
Deutschland zunehmend Kraftfahrzeuge fahren, die nur bleifreies 
Benzin tanken können, und hat sie diese Länder gebeten, sich auf 
die Konsequenzen einzustellen, die sich daraus für den Tourismus 
ergeben? 

Die Bundesregierung hat sowohl multilateral innerhalb der EG 
und der ECE als auch in den bilateralen Konsultationen mit den 
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einzelnen europäischen Staaten darauf gedrängt, ein entspre-
chendes Angebot von bleifreiem Benzin ab 1986 zur Verfügung zu 
stellen. 

17. Gibt es in der EG einheitliche Sicherheitsvorschriften für Hotels? 

In der EG gibt es zur Zeit noch keine einheitlichen Sicherheits-
vorschriften für Hotels. 

Für den Bereich des Brandschutzes in bestehenden Hotels hat die 
EG-Kommission dem Rat vor kurzem den Vorschlag einer Emp-
fehlung zugeleitet. 

Wie mehrere andere Mitgliedstaaten beurteilt auch die Bundes-
regierung diesen Entwurf kritisch, insbesondere wegen der darin 
enthaltenen Vorschläge, die einen nach deutschem Recht nicht 
zulässigen Eingriff in den Bestandsschutz darstellen würden. 

18. Ist in den Gremien der Europäischen Gemeinschaft über die Aus-
wirkungen des Tourismus auf die Umwelt gesprochen worden, und 
was wird abgestimmt getan, um nicht durch weitere Ferienbe-
bauung oder andere touristisch bedingte Belastungen die Umwelt 
unnötig und untragbar zu belasten? 

Die Politik der europäischen Gemeinschaften zielt darauf ab, die 
Belange der Umweltpolitik in alle Politikbereiche zu integ rieren. 
Die Gremien der Europäischen Gemeinschaften messen daher der 
Frage der Auswirkungen des Tourismus auf die Umwelt eine hohe 
Bedeutung bei. 

Den Anforderungen des Umweltschutzes soll insbesondere durch 
die Einführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung Rechnung 
getragen werden. Der Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Vorhaben liegt vor. Danach ist geplant, die Auswirkun-
gen touristischer Projekte (wie z. B. Feriendörfer und Touristik

-

komplexe) auf die Umwelt zu analysieren und zu bewerten, um 
nachteilige Auswirkungen zu vermeiden, zu mindern oder auszu-
gleichen. Über die Anwendung dieser Richtlinie — auch im touri-
stischen Bereich — ist ein Erfahrungsaustausch vorgesehen, der 
die Kommission in die Lage versetzen soll, ggf. geeignete Vor-
schläge für deren Weiterentwicklung und die Vereinfachung ihres 
Anwendungsbereichs zu unterbreiten. 

19. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die Geschäftsstellen der 
Deutschen Zentrale für Tourismus im europäischen Ausland, z. B. 
in Frankreich und Großbritannien, angemessen untergebracht und 
eingerichtet sind, so daß sie unser Land repräsentieren können? 

Unterbringung und Einrichtung der Auslandsvertretungen der 
Deutschen Zentrale für Tourismus sind an einigen Orten dringend 
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verbesserungsbedürftig. Das gilt vor allem für London, wo die 
Räume einer umfangreichen Modernisierung auch im Hinblick 
auf rationellere Arbeitsabläufe bei Information und Beratung 
bedürfen. 

Die Deutsche Zentrale für Tourismus bemüht sich, im Rahmen 
ihrer finanziellen Möglichkeiten, die Räume ihrer Vertretungen so 
werbewirksam wie möglich zu gestalten. Das ist besonders für die 
Auslandsvertretungen wichtig, die einen lebhaften Publikumsver-
kehr aufweisen. Hierzu gehören neben London u. a. auch die 
Vertretungen in Pa ris, Amsterdam, Brüssel und Wien. 

In vielen Auslandsvertretungen der DZT hat sich die Infor-
mationsnachfrage zunehmend in Richtung auf telefonische und 
schriftliche Anfragen verlagert. Die DZT prüft daher Möglichkei

-

ten, in diesen Ländern mit Auslaufen bestehender Mietverträge 
kostengünstigere Standorte zu wählen. 

20. Wie arbeitet die Deutsche Zentrale für Tourismus mit den ver-
gleichbaren Organisationen im europäischen Ausland zusammen, 
und sollte diese Arbeit intensiviert werden? 

Die DZT arbeitet bereits eng mit europäischen Nachbarländern in 
verschiedenen Gruppierungen zusammen, um eine Verstärkung 
und Vertiefung ihrer Werbung zu erreichen. Im Rahmen der 
European Travel Commission kooperieren z. B. 23 europäische 
Länder bei ihrer Werbung in Nordamerika und Japan. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf einer gemeinsamen Anzeigenwer-
bung. 

Daneben beteiligt sich die DZT an der Touristischen Gemein-
schaft der Alpenländer (Italien, Jugoslawien, Österreich und 
Schweiz), der Touristischen Gemeinschaft der Donauländer 
(Österreich, Bulgarien, Tschechoslowakei, Ungarn, Jugoslawien 
und Rumänien), an der Internationalen Rhein-Werbegemein-
schaft (Niederlande und Schweiz) und an der Internationalen 
Eifel-Ardennen-Werbung (Belgien, Frankreich und Luxemburg). 

Die Beteiligung der DZT richtet sich nach der erwarteten Nach-
frage; eine Verstärkung erscheint angesichts der Schwerpunktbil-
dung beim Mitteleinsatz der DZT derzeit nicht erforderlich. 

Eine besondere Form der Zusammenarbeit in der Tourismuswer-
bung ist zwischen den Werbezentralen von Österreich, der 
Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland eingeleitet wor-
den. Zunächst wurden gemeinsam finanzierte und damit für jeden 
der Beteiligten kostengünstigere Marktanalysen in Ostasien in 
Angriff genommen; gleichartige Studien für Südamerika werden 
folgen. Aus den Studien sollen gemeinsame Werbeaktivitäten der 
drei Werbezentralen entwickelt werden, zumal die Touristen aus 
diesen Regionen in der Regel nicht nur ein europäisches Land 
besuchen. Angestrebt wird, alle Werbemaßnahmen in diesen 
Regionen in Zukunft so aufeinander abzustimmen, daß sich 
Kostenreduzierungen und zugleich eine Steigerung der Werbe-
wirksamkeit ergeben. 
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21. Wie beurteilt die Bundesregierung den staatlichen Protektionismus 
anderer EG-Länder bei deren Fremdenverkehrswerbung? 

Wie in den meisten Wirtschaftszweigen gibt es auch im Tourismus 
zahlreiche Behinderungen mit protektionistischer Wirkung, die 
teils unmittelbar den Touristen treffen, teils die Arbeit der Unter-
nehmen in der Fremdenverkehrswirtschaft erschweren. Die 
OECD hat 1983 eine Übersicht vorgelegt, die Art und Umfang 
solcher Behinderungen kennzeichnet, Entstehungsgründe, Moti-
vation und Gewicht dieser Behinderungen beschreibt und Hin-
weise für einen Abbau gibt. 

In der Fremdenverkehrswerbung der europäischen Länder wur-
den dabei keine protektionistischen Wirkungen festgestellt. Auf-
gabe der Tourismuswerbung jedes Landes ist es, die Vorzüge von 
Landschaft und touristischer Dienstleistung so darzustellen, daß 
der größtmögliche Touristenstrom in dieses Land gezogen wird. 
Nur gelegentlich werden dabei auch besondere Leistungen 
zugunsten ausländischer Touristen angesprochen, die als protek-
tionistisch qualifiziert werden könnten. 

22. Ist auch in anderen europäischen Reiseländern die Vorkasse üb-
liche Zahlweise bei Pauschalreisen mit Reiseunternehmen oder 
welche andere Zahlungsweise wird do rt  praktiziert? 

Die Vorkasse ist nicht nur in anderen europäischen Ländern, 
sondern weltweit die bei Pauschalreisen übliche Zahlweise. Der 
Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in einem Land eine 
andere Zahlweise praktiziert wird. Dabei bleiben besondere Stun-
dungsvereinbarungen, die einem kreditwürdigen Reisekunden im 
Einzelfall gewährt werden, außer Betracht. 

23. Wie hat sich in der Bundesrepublik Deutschland die Zahl der 
Anzeigen/Gerichtsverfahren von Touristen gegen Reiseunterneh-
men entwickelt, weil sie sich unbef riedigend bedient und übervor-
teilt fühlten, und beziehen sich solche Mängelrügen schwerge-
wichtig auf einzelne oder wenige bestimmte Unternehmen oder 
auf bestimmte Länder? 

Die Bundesregierung verfügt über keine Statistik der Beschwer-
den und gerichtlichen Verfahren, die unzuf riedene Reisekunden 
gegen Reiseveranstalter anstrengen. 

Nach Angaben des Deutschen Reisebüro-Verbandes e. V., Frank-
furt, beträgt der Anteil der außergerichtlichen Beschwerden bei 
einer Gesamtzahl von rund neun Millionen Pauschalreisen jähr-
lich ungefähr 1 Prozent. Hiervon werden von den Reiseveranstal-
tern ungefähr 30 % als berechtigt anerkannt, bei weiteren 30 
kommen sie den Kunden im Kulanzwege entgegen; die rest lichen 
40 % werden zurückgewiesen. Der Anteil der Fälle, in denen es zu 
einem gerichtlichen Verfahren kommt, beträgt — bezogen auf die 
Gesamtzahl der Pauschalreisen — zwischen 0,02 und 0,04 %; in 
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Zahlen: 1 800 bis 3 600 gerichtliche Verfahren jährlich. Hiervon 
sollen etwa 70 % zugunsten der Reiseveranstalter und 30 % 
zugunsten der Reisenden ausgehen. Nach Inkrafttreten des Reise-
vertragsgesetzes am 1. Oktober 1979 ist die Anzahl der Beschwer-
den und Klagen zunächst etwas angestiegen. Seit einiger Zeit ist 
ein Rückgang auf die früheren Anteile zu beobachten. 

Angaben darüber, ob sich die Beschwerden schwergewichtig auf 
einzelne oder wenige bestimmte Unternehmen beziehen, sind 
nicht verfügbar. Der Bundesregierung fehlen ebenfalls Anhalts-
punkte dafür, daß sich die Beschwerden auf bestimmte Ziel-
gebiete konzentrieren. 

24. Welche Bemühungen gibt es, das Reiserecht europaweit zu ver-
einheitlichen und übersichtlicher zu machen? 

Mit dem sog. Brüsseler Übereinkommen über den Reisevertrag 
vom 23. April 1970 (CCV) wurde der Versuch unternommen, das 
Recht der Reiseveranstaltung und Reisevermittlung weltweit zu 
vereinheitlichen. Dem Übereinkommen wurde jedoch kein 
befriedigender Erfolg zuteil, die meisten wichtigen Entsende- und 
Aufnahmestaaten von Touristen sind ihm nicht beigetreten. Auch 
die Bundesrepublik Deutschland ist dem Übereinkommen wegen 
sachlicher Bedenken gegen dessen Regelungen nicht beigetreten. 
Auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaften bereitet die 
Kommission der EG zur Zeit einen Richtlinienvorschlag vor, durch 
den die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiet des Reichsrechtes harmonisiert werden sollen. Die 
Mitgliedstaaten wurden an diesen Vorbereitungsarbeiten bislang 
noch nicht beteiligt. 

Das Institut für die Vereinheitlichung des Privatrechts 
(UNIDROIT) in Rom hat den Entwurf eines Übereinkommens über 
den Beherbergungsvertrag ausgearbeitet. Die Bemühungen zur 
Veranstaltung einer diplomatischen Konferenz, auf der das Über-
einkommen verhandelt und zur Zeichnung aufgelegt werden 
kann, sind jedoch bislang zu keinem Ergebnis gelangt. Die Bun-
desregierung hat gegen den Inhalt der vorgeschlagenen Regelun-
gen sachliche Bedenken. 








